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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 
den federführenden Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, Folgendes zu 
berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Der Übergang zu Klimaneutralität 
führt bereits zu enormen industriellen, 
wirtschaftlichen und geopolitischen 
Verschiebungen auf der ganzen Welt, die 
mit dem Fortschreiten der weltweiten 
Dekarbonisierungsbemühungen noch 
stärker zunehmen werden. Der Weg zur 
Klimaneutralität bedeutet beträchtliche 
Chancen für den Ausbau der Netto-Null-
Industrie in der EU unter Nutzung der 
Stärke des Binnenmarktes, indem 
Investitionen in Technologien im Bereich 
der erneuerbaren Energien, Strom- und 
Wärmespeichertechnologien, 
Wärmepumpen, Netztechnologien, 
Technologien für erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs, Elektrolyseure 
und Brennstoffzellen, Kernfusion, kleine 
modulare Reaktoren und damit 
zusammenhängende Best-in-class-
Brennstoffe, Technologien zur CO2-
Abscheidung, -Nutzung und -Speicherung 
sowie energiesystembezogene 
Energieeffizienztechnologien und deren 
Lieferketten gefördert werden, die die 
Dekarbonisierung unserer 
Wirtschaftssektoren von der 
Energieversorgung über den Verkehr und 
die Gebäude bis hin zur Industrie 
ermöglichen. Eine starke Netto-Null-
Industrie in der Europäischen Union kann 
erheblich dazu beitragen, die Klima- und 
Energieziele der Union wirksam zu 

(6) Der Übergang zu Klimaneutralität 
führt bereits zu enormen industriellen, 
wirtschaftlichen und geopolitischen 
Verschiebungen auf der ganzen Welt, die 
mit dem Fortschreiten der weltweiten 
Dekarbonisierungsbemühungen noch 
stärker zunehmen werden. Der Weg zur 
Klimaneutralität bedeutet beträchtliche 
Chancen für den Ausbau der Netto-Null-
Industrie in der EU unter Nutzung der 
Stärke des Binnenmarktes, indem 
Investitionen in Technologien im Bereich 
der Energien aus erneuerbaren Quellen, 
Strom- und Wärmespeichertechnologien, 
Wärmepumpen, Netztechnologien, 
Technologien für erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs, Elektrolyseure 
und Brennstoffzellen, Technologien zur 
CO2-Abscheidung, -Nutzung und -
Speicherung, saubere Energie, die auf 
innovativen Wassertechnologien basiert, 
darunter Technologien für Gezeiten-, 
Wellen- und Osmose-Energie, sowie 
energiesystembezogene 
Energieeffizienztechnologien und deren 
Lieferketten gefördert werden, die die 
Dekarbonisierung unserer 
Wirtschaftssektoren von der 
Energieversorgung über den Verkehr und 
die Gebäude bis hin zur Industrie 
ermöglichen. Eine starke Netto-Null-
Industrie in der Europäischen Union kann 
erheblich dazu beitragen, die Klima- und 



erreichen, wie auch andere Ziele des 
Grünen Deals zu unterstützen, während 
gleichzeitig Arbeitsplätze geschaffen 
werden und das Wachstum gefördert wird.

Energieziele der Union wirksam zu 
erreichen, wie auch andere Ziele des 
Grünen Deals zu unterstützen, während 
gleichzeitig Arbeitsplätze geschaffen 
werden und das Wachstum gefördert wird.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Damit die Ziele für 2030 erreicht 
werden können, muss ein besonderer 
Schwerpunkt auf einige der Netto-Null-
Technologien gelegt werden, auch weil sie 
einen erheblichen Beitrag auf dem Weg 
zum Ziel der Klimaneutralität bis 2050 
leisten. Diese Technologien umfassen 
Fotovoltaik- und solarthermische 
Technologien, Technologien für 
erneuerbare Onshore- und Offshore-
Energien, Batterie-/Speichertechnologien, 
Wärmepumpen und Technologien für 
geothermische Energie, Elektrolyseure und 
Brennstoffzellen, nachhaltiges 
Biogas/Biomethan, Technologien zur CO2-
Abscheidung und -Speicherung sowie 
Netztechnologien. Diese Technologien 
spielen eine Schlüsselrolle für die offene 
strategische Autonomie der Union, da sie 
den Bürgerinnen und Bürger den Zugang 
zu sauberer, erschwinglicher und sicherer 
Energie ermöglichen. Angesichts ihrer 
Rolle sollte bei diesen Technologien der 
Vorteil von schnelleren 
Genehmigungsverfahren zum Tragen 
kommen, sie sollten den Status der nach 
nationalem Recht höchstmöglichen 
nationalen Bedeutung erhalten und von 
zusätzlicher Unterstützung durch den 
Einsatz von Mischfinanzierungen 
profitieren.

(10) Damit die Ziele für 2030 erreicht 
werden können, muss ein besonderer 
Schwerpunkt auf einige der Netto-Null-
Technologien gelegt werden, auch weil sie 
einen erheblichen Beitrag auf dem Weg 
zum Ziel der Klimaneutralität bis 2050 
leisten. Diese Technologien umfassen 
unter anderem Fotovoltaik- und 
solarthermische Technologien, 
Technologien für erneuerbare Onshore- 
und Offshore-Energien, Batterie-
/Speichertechnologien, Wärmepumpen und 
Technologien für geothermische Energie, 
Elektrolyseure und Brennstoffzellen, 
nachhaltiges Biogas/Biomethan, 
Technologien zur CO2-Abscheidung und -
Speicherung, Netztechnologien sowie 
saubere Energie, die auf innovativen 
Wassertechnologien basiert, darunter 
Technologien für Gezeiten-, Wellen- und 
Osmose-Energie. Diese Technologien, 
einschließlich spezifischer Bauteile und 
spezieller Maschinen, die in erster Linie 
für ihre Herstellung verwendet werden, 
spielen eine Schlüsselrolle für die offene 
strategische Autonomie der Union, da sie 
den Bürgerinnen und Bürger den Zugang 
zu sauberer, erschwinglicher und sicherer 
Energie ermöglichen. Angesichts ihrer 
Rolle sollte bei diesen Technologien der 
Vorteil von schnelleren 
Genehmigungsverfahren zum Tragen 
kommen, sie sollten den Status der nach 
nationalem Recht höchstmöglichen 



nationalen Bedeutung erhalten und von 
zusätzlicher Unterstützung durch den 
Einsatz von Mischfinanzierungen 
profitieren.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Die Entwicklung von Lösungen für 
die CO2-Abscheidung und -Speicherung 
für die Industrie wird durch eine 
mangelnde Koordinierung behindert. 
Einerseits werden zwar der Industrie 
zunehmend mehr CO2-Preisanreize durch 
das EU-Emissionshandelssystem für 
Investitionen in die Abscheidung von CO2-
Emissionen geboten, die diese 
Investitionen wirtschaftlich rentabel 
machen, doch besteht ein erhebliches 
Risiko für die Industrie, keinen Zugang zu 
einer genehmigten geologischen 
Speicherstätte zu haben. Andererseits 
müssen Investoren in erstmalige CO2-
Speicherstätten Vorlaufkosten für die 
Ermittlung, Entwicklung und 
Begutachtung dieser Stätten tragen, noch 
bevor sie eine behördliche Genehmigung 
für die Speicherung beantragen können. 
Transparenz über mögliche CO2-
Speicherkapazitäten in Bezug auf die 
geologische Eignung entsprechender 
Gebiete und vorhandene geologische 
Daten, insbesondere aus der Erkundung 
von Kohlenwasserstoff-Förderstätten, kann 
Marktteilnehmern dabei helfen, ihre 
Investitionen zu planen. Die 
Mitgliedstaaten sollten diese Daten 
öffentlich zugänglich machen und 
regelmäßig anhand einer 
zukunftsorientierten Perspektive über die 
Fortschritte bei der Entwicklung von CO2-
Speicherstätten und den entsprechenden 
Bedarf an Einspeicherleistung und 

(13) Die Entwicklung von Lösungen für 
die CO2-Abscheidung und -Speicherung 
für die Industrie wird durch eine 
mangelnde Koordinierung behindert. 
Einerseits werden zwar der Industrie 
zunehmend mehr CO2-Preisanreize durch 
das EU-Emissionshandelssystem (EU-
EHS) für Investitionen in die Abscheidung 
von CO2 Emissionen geboten, die diese 
Investitionen wirtschaftlich rentabel 
machen, doch besteht ein erhebliches 
Risiko für die Industrie, keinen Zugang zu 
einer genehmigten geologischen 
Speicherstätte zu haben. Andererseits 
müssen Investoren in erstmalige CO2-
Speicherstätten Vorlaufkosten für die 
Ermittlung, Entwicklung und 
Begutachtung dieser Stätten tragen, noch 
bevor sie eine behördliche Genehmigung 
für die Speicherung beantragen können. 
Transparenz über mögliche CO2-
Speicherkapazitäten in Bezug auf die 
geologische Eignung entsprechender 
Gebiete und vorhandene geologische 
Daten, insbesondere aus der Erkundung 
von Kohlenwasserstoff-Förderstätten, kann 
Marktteilnehmern dabei helfen, ihre 
Investitionen zu planen. Die 
Mitgliedstaaten sollten diese Daten 
öffentlich zugänglich machen und 
regelmäßig anhand einer 
zukunftsorientierten Perspektive über die 
Fortschritte bei der Entwicklung von CO2-
Speicherstätten und den entsprechenden 
Bedarf an Einspeicherleistung und 



Speicherkapazität berichten, damit das 
unionsweite Ziel für die CO2-
Einspeicherleistung gemeinsam erreicht 
wird.

Speicherkapazität berichten, damit das 
unionsweite Ziel für die CO2-
Einspeicherleistung gemeinsam erreicht 
wird. Um sicherzustellen, dass durch die 
Einspeicherleistung die erwarteten CO2-
Entnahmen ermöglicht werden, und um 
verlorene Investitionen zu vermeiden, 
müssen bis 2030 Wertschöpfungsketten 
für die CO2-Abscheidung und -
Speicherung (CCS) einschließlich des 
CO2-Transports eingerichtet werden.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Zusätzliche politische 
Anstrengungen sind unerlässlich, um den 
Einsatz der grenzüberschreitenden 
Infrastrukturplanung sicherzustellen. Die 
Zugänglichkeit und Konnektivität des 
gesamten Spektrums an Transportarten 
für Kohlendioxid (CO2) spielt eine 
entscheidende Rolle für die Einführung 
von CCS-Vorhaben und Vorhaben für die 
CO2-Abscheidung und -Nutzung (CCU). 
Dazu gehören Schiffe, Lastkähne, Züge 
und Lastwagen sowie feste Anlagen zum 
Anschließen und Andocken, Anlagen für 
die Verflüssigung, Pufferspeicherung und 
Konverter von CO2 im Hinblick auf 
dessen weiteren Transport durch 
Pipelines und in speziellen 
Verkehrsträgern. Um das Unionsziel von 
60 Millionen Tonnen jährlicher CO2-
Einspeicherleistung bis 2030 zu 
erreichen, sollte die Kommission einen 
CO2-Infrastrukturplan mit Maßnahmen 
zur Schaffung eines rechtlichen und 
finanziellen Rahmens für die Errichtung 
eines einheitlichen CCS-Markts in der 
Union entwickeln.



Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Ein wesentlicher Engpass für 
Investitionen in die heute zunehmend 
wirtschaftlich tragfähige CO2-Abscheidung 
besteht bei der Verfügbarkeit von aktiven 
CO2-Speicherstätten in Europa, die die 
durch die Richtlinie 2003/87/EG 
geschaffenen Anreize untermauern. Damit 
die Technologie und ihre führenden 
Fertigungskapazitäten ausgebaut werden 
können, muss die EU ein 
vorausschauendes Konzept entwickeln, um 
dauerhafte geologische CO2-
Speicherstätten bereitzustellen, die gemäß 
der Richtlinie 2009/31/EU genehmigt sind. 
Durch die Festlegung des Unionsziels einer 
jährlichen operativen CO2-
Einspeicherleistung von 50 Millionen 
Tonnen bis 2030 im Einklang mit den für 
2030 erwarteten Kapazitäten können die 
betreffenden Sektoren ihre Investitionen 
hin zu einer europäischen klimaneutralen 
Wertschöpfungskette für den Transport 
und die Speicherung von CO2 
koordinieren, die von der Industrie zur 
Dekarbonisierung ihrer Abläufe genutzt 
werden kann. Mit dieser ersten 
Bereitstellung wird auch die weitere CO2-
Speicherung bis 2050 unterstützt. 
Schätzungen der Kommission zufolge 
könnte die Union bis 2050 jährlich bis zu 
550 Millionen Tonnen CO2 abscheiden 
müssen, um das Ziel von null 
Nettoemissionen37, auch für die CO2-
Entnahme, zu erreichen. Eine solche erste 
Speicherkapazität im industriellen Maßstab 
wird das Risiko von Investitionen in die 
Abscheidung von CO2-Emissionen als 
wichtiges Instrument zur Erreichung der 
Klimaneutralität verringern. Bei der 
Aufnahme dieser Verordnung in das EWR-
Abkommen wird das Unionsziel von 
50 Millionen Tonnen jährlicher CO2-

(14) Ein wesentlicher Engpass für 
Investitionen in die heute zunehmend 
wirtschaftlich tragfähige CO2-Abscheidung 
besteht bei der Verfügbarkeit von aktiven 
CO2-Speicherstätten in Europa, die die 
durch die Richtlinie 2003/87/EG 
geschaffenen Anreize untermauern. Damit 
die Technologie und ihre führenden 
Fertigungskapazitäten ausgebaut werden 
können, muss die EU ein 
vorausschauendes Konzept entwickeln, um 
dauerhafte geologische CO2-
Speicherstätten bereitzustellen, die gemäß 
der Richtlinie 2009/31/EU36 genehmigt 
sind, mit dem die Speicherung von 
unvermeidbaren Emissionen aus 
industriellen Prozessen von industriellen 
Großanlagen priorisiert wird. Durch die 
Festlegung des vorläufigen Unionsziels 
einer jährlichen operativen CO2-
Einspeicherleistung von 60 Millionen 
Tonnen bis 2030 im Einklang mit den für 
2030 erwarteten Kapazitäten können die 
betreffenden Sektoren ihre Investitionen 
hin zu einer europäischen klimaneutralen 
Wertschöpfungskette für den Transport 
und die Speicherung von CO2 
koordinieren, die von der Industrie zur 
Dekarbonisierung ihrer Abläufe genutzt 
werden kann. Mit dieser ersten 
Bereitstellung wird auch die weitere CO2-
Speicherung bis 2050 unterstützt. Um das 
Unionsziel mit den tatsächlich 
verfügbaren Speicherkapazitäten und der 
tatsächlichen Nachfrage in Einklang zu 
bringen, sollte die Kommission dieses Ziel 
auf der Grundlage einer Abschätzung der 
Angemessenheit unter Berücksichtigung 
der für die Zwecke dieser Verordnung 
erhobenen Daten anpassen. Schätzungen 
der Kommission zufolge könnte die Union 
bis 2050 jährlich bis zu 550 Millionen 



Einspeicherleistung bis 2030 entsprechend 
angepasst.

Tonnen CO2 abscheiden müssen, um das 
Ziel von null Nettoemissionen37, auch für 
die CO2-Entnahme, zu erreichen. Eine 
solche erste Speicherkapazität im 
industriellen Maßstab wird das Risiko von 
Investitionen in die Abscheidung von CO2-
Emissionen als wichtiges Instrument zur 
Erreichung der Klimaneutralität verringern. 
Bei der Aufnahme dieser Verordnung in 
das EWR-Abkommen oder bei der 
Ratifizierung anderer Abkommen über 
die CO2-Speicherung zwischen der Union 
und Drittländern werden die Abschätzung 
der Angemessenheit und die jeweilige 
CO2-Einspeicherleistung entsprechend 
angepasst.

_________________ _________________
36 Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. April 
2009 über die geologische Speicherung 
von Kohlendioxid und zur Änderung der 
Richtlinie 85/337/EWG des Rates sowie 
der Richtlinien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 
2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 (Text von Bedeutung für 
den EWR) (ABl. L 140 vom 5.6.2009, 
S. 114).

36 Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. April 
2009 über die geologische Speicherung 
von Kohlendioxid und zur Änderung der 
Richtlinie 85/337/EWG des Rates sowie 
der Richtlinien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 
2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 (Text von Bedeutung für 
den EWR) (ABl. L 140 vom 5.6.2009, 
S. 114).

37 Eingehende Analyse als Begleitunterlage 
zur Mitteilung der Kommission 
(2018/773): Ein sauberer Planet für alle. 
Eine Europäische strategische, langfristige 
Vision für eine wohlhabende, moderne, 
wettbewerbsfähige und klimaneutrale 
Wirtschaft.

37 Eingehende Analyse als Begleitunterlage 
zur Mitteilung der Kommission 
(2018/773): Ein sauberer Planet für alle. 
Eine Europäische strategische, langfristige 
Vision für eine wohlhabende, moderne, 
wettbewerbsfähige und klimaneutrale 
Wirtschaft.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Indem CO2-Speicherstätten, die zur 
Erreichung des Unionsziels für 2030 

(15) Indem CO2-Speicherstätten, die zur 
Erreichung des Unionsziels für 2030 



beitragen, als strategische Projekte für 
Netto-Null-Technologien anerkannt 
werden, kann die Entwicklung von CO2-
Speicherstätten beschleunigt und erleichtert 
werden, und die zunehmende industrielle 
Nachfrage nach Speicherstätten kann in 
Richtung der kostengünstigsten 
Speicherstätten gelenkt werden. Immer 
mehr erschöpfte Gas- und Ölfelder, die in 
sichere CO2-Speicherstätten umgewandelt 
werden könnten, befinden sich am Ende 
ihrer nützlichen Produktionszeit. Darüber 
hinaus hat die Öl- und Gasindustrie ihre 
Entschlossenheit bekräftigt, sich auf eine 
Energiewende einzulassen, und verfügt 
über die Vermögenswerte, Fähigkeiten und 
Kenntnisse, die erforderlich sind, um 
zusätzliche Speicherstätten zu erkunden 
und zu entwickeln. Damit das Unionsziel 
von 50 Millionen Tonnen jährlicher 
operativer CO2-Einspeicherleistung bis 
2030 erreicht wird, muss der Sektor seine 
Beiträge bündeln, um sicherzustellen, dass 
die CO2-Abscheidung und -Speicherung 
als Klimalösung vor dem Aufkommen der 
entsprechenden Nachfrage verfügbar ist. 
Für eine rechtzeitige, unionsweite und 
kosteneffiziente Entwicklung von CO2-
Speicherstätten im Einklang mit dem 
Unionsziel der Einspeicherleistung sollten 
die Lizenzinhaber für die Öl- und 
Gasproduktion in der EU in Relation zu 
ihrer Öl- und Gasproduktionskapazität zu 
diesem Ziel beitragen und gleichzeitig 
flexible Kooperationsmöglichkeiten bieten 
und andere Beiträge Dritter 
berücksichtigen.

beitragen, als strategische Projekte für 
Netto-Null-Technologien anerkannt 
werden, kann die Entwicklung von CO2-
Speicherstätten beschleunigt und erleichtert 
werden, und die zunehmende industrielle 
Nachfrage nach Speicherstätten kann in 
Richtung der kostengünstigsten 
Speicherstätten gelenkt werden. Immer 
mehr erschöpfte Gas- und Ölfelder, die in 
sichere CO2-Speicherstätten umgewandelt 
werden könnten, befinden sich am Ende 
ihrer nützlichen Produktionszeit. Darüber 
hinaus hat die Öl- und Gasindustrie ihre 
Entschlossenheit bekräftigt, sich auf eine 
Energiewende einzulassen, und verfügt 
über die Vermögenswerte, Fähigkeiten und 
Kenntnisse, die erforderlich sind, um 
zusätzliche Speicherstätten zu erkunden 
und zu entwickeln. Damit das vorläufige 
Unionsziel von 60 Millionen Tonnen 
jährlicher operativer CO2-
Einspeicherleistung bis 2030 erreicht wird, 
muss der Sektor seine Beiträge bündeln, 
um sicherzustellen, dass die CO2-
Abscheidung und -Speicherung als 
Klimalösung vor dem Aufkommen der 
entsprechenden Nachfrage verfügbar ist, 
wobei die Abschätzung der 
Angemessenheit zu berücksichtigen ist, 
die durchgeführt wird, um die 
Realisierbarkeit der Speicherkapazität 
und des vorläufigen Ziels zu bewerten. 
Für eine rechtzeitige, unionsweite und 
kosteneffiziente Entwicklung von CO2-
Speicherstätten im Einklang mit dem 
Unionsziel der Einspeicherleistung sollten 
die Wirtschaftsteilnehmer, die 
Erdölerzeugnisse, Erdgas oder Kohle in 
der Union verkaufen, in Relation zu ihren 
Treibhausgasemission zu diesem Ziel 
beitragen und gleichzeitig flexible 
Kooperationsmöglichkeiten bieten und 
andere Beiträge Dritter berücksichtigen.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung



Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Werden all diese Ziele zusammen 
betrachtet und auch berücksichtigt, dass für 
bestimmte Elemente der Lieferkette (z. B. 
Wechselrichter sowie Solarzellen, Wafer 
und Rohblöcke für Fotovoltaik oder 
Kathoden und Anoden für Batterien) in der 
EU nur eine geringe Fertigungskapazität 
vorhanden ist, sollte angestrebt werden, 
dass die jährliche Fertigungskapazität für 
Netto-Null-Technologien der EU bis 2030 
einen allgemeinen jährlichen Richtwert 
von mindestens annähernd 40 % des 
jährlichen Bedarfs in Bezug auf die im 
Anhang aufgeführten Technologien 
erreicht.

(18) Werden all diese Ziele zusammen 
betrachtet und auch berücksichtigt, dass für 
bestimmte Elemente der Lieferkette (z. B. 
Wechselrichter sowie Solarzellen, Wafer 
und Rohblöcke für Fotovoltaik oder 
Kathoden und Anoden für Batterien) in der 
EU nur eine geringe Fertigungskapazität 
vorhanden ist, sollte angestrebt werden, 
dass die jährliche Fertigungskapazität für 
Netto-Null-Technologien der EU bis 2030 
einen allgemeinen jährlichen Richtwert 
von mindestens annähernd 40 % des 
jährlichen Bedarfs in Bezug auf die im 
Anhang I aufgeführten Technologien 
erreicht. Bei einigen Technologien hat die 
Fertigungskapazität jedoch bereits ein 
hohes Niveau erreicht. Für diese 
Technologien sollte ein höherer 
Referenzwert angesetzt werden , der sich 
an der tatsächlichen Kapazität orientiert.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 43 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(43a) Mit dem Anstieg der EU-EHS-
Preise sind die Einnahmen aus dem EU-
EHS für die Mitgliedstaaten erheblich 
gestiegen. Um die Dekarbonisierung der 
Industrie in der Union zu fördern, sollten 
die Mitgliedstaaten ihre Zuweisung von 
nationalen Einnahmen aus dem EU-EHS 
zur Unterstützung der Dekarbonisierung 
der Industrie deutlich erhöhen und sich 
daher das Ziel setzen, mindestens 25 % 
ihrer nationalen Einnahmen aus dem 
EU-EHS der Unterstützung der Ziele 
dieser Verordnung zuzuweisen.



Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Mit dieser Verordnung wird der 
Rahmen für Maßnahmen zur Erneuerung 
und zum Ausbau der Fertigungskapazitäten 
für Netto-Null-Technologien in der Union 
geschaffen, um das Unionsziel der 
Senkung der Nettotreibhausgasemissionen 
bis 2030 um mindestens 55 % gegenüber 
dem Stand von 1990 und das Unionsziel 
für die Klimaneutralität bis 2050 im Sinne 
der Verordnung (EU) 2021/1119 zu 
unterstützen und den Zugang der Union zu 
einer sicheren und nachhaltigen 
Versorgung mit Netto-Null-Technologien 
sicherzustellen, die erforderlich sind, um 
die Widerstandsfähigkeit des 
Energiesystems der Union zu wahren und 
zur Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze 
beizutragen.

(1) Mit dieser Verordnung wird der 
Rahmen für Maßnahmen zur 
Koordinierung, Erneuerung und zum 
Ausbau der Fertigungskapazitäten für 
kommerziell verfügbare Netto-Null-
Technologien und innovative Netto-Null-
Technologien in der Union geschaffen, um 
das Unionsziel der Senkung der 
Nettotreibhausgasemissionen bis 2030 um 
mindestens 55 % gegenüber dem Stand 
von 1990 und das Unionsziel für die 
Klimaneutralität bis 2050 im Sinne der 
Verordnung (EU) 2021/1119 zu 
unterstützen und den Zugang der Union zu 
einer sicheren und nachhaltigen 
Versorgung mit Netto-Null-Technologien, 
einschließlich spezifischer Bauteile und 
spezieller Maschinen, sicherzustellen, die 
erforderlich sind, um die 
Widerstandsfähigkeit des Energiesystems 
der Union zu wahren und die Entwicklung, 
Testung und Validierung innovativer 
Netto-Null-Technologien zu fördern, 
während gleichzeitig zur Schaffung 
hochwertiger Arbeitsplätze beigetragen 
wird.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) sichergestellt wird, dass die 
jährliche Fertigungskapazität für die im 
Anhang aufgeführten Netto-Null-
Technologien der EU bis 2030 auf einen 
Richtwert von mindestens annähernd 40 % 
des jährlichen Bedarfs der EU in Bezug auf 

a) sichergestellt wird, dass die 
jährliche Fertigungskapazität für die im 
Anhang I aufgeführten Netto-Null-
Technologien der Union, einschließlich 
der wesentlichen Bauteile und 
Maschinen, die in erster Linie für ihre 



die Technologien gebracht wird, die 
erforderlich sind, um die Klima- und 
Energieziele der EU für 2030 zu 
verwirklichen;

Herstellung verwendet werden, bis 2030 
auf einen Richtwert von mindestens 
annähernd 40 % des jährlichen Bedarfs der 
Union in Bezug auf die entsprechenden 
Technologien gebracht wird, die 
erforderlich sind, um die Klima- und 
Energieziele der Union für 2030 zu 
verwirklichen;

wo die jährliche Fertigungskapazität für 
eine im Anhang I aufgeführte 
strategische Netto-Null-Technologie der 
Union bis [Datum des Inkrafttretens 
dieser Verordnung] bereits einen 
Richtwert von mindestens annähernd 
30 % des jährlichen Bedarfs der Union 
erreicht hat, wird der Richtwert für diese 
strategische Netto-Null-Technologie um 
mindestens 20 % im Vergleich zur 
aktuellen Leistung angehoben;

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 2 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) die Kohärenz mit den 
Zielvorgaben, Zielen und Prinzipien der 
Union in den Bereichen Klima und 
Umwelt, unter anderem die Vollziehung 
eines gerechten und inklusiven Wandels, 
sichergestellt wird;

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Gelangt die Kommission auf der 
Grundlage des in Artikel 35 genannten 
Berichts zu dem Schluss, dass die Union 
die in Absatz 1 genannten Ziele 

(3) Gelangt die Kommission auf der 
Grundlage des in Artikel 35 genannten 
Berichts zu dem Schluss, dass die Union 
die in diesem Artikel genannten Ziele 



voraussichtlich nicht erreichen wird, so 
bewertet sie die Durchführbarkeit und 
Verhältnismäßigkeit des Vorschlagens von 
Maßnahmen oder der Ausübung ihrer 
Befugnisse auf Unionsebene, um die 
Verwirklichung dieser Ziele 
sicherzustellen.

voraussichtlich nicht erreichen wird, so 
bewertet sie die Durchführbarkeit und 
Verhältnismäßigkeit des Vorschlagens von 
Maßnahmen, auch im Wege eines 
Legislativvorschlags, oder der Ausübung 
ihrer Befugnisse auf Unionsebene, um die 
Verwirklichung dieser Ziele 
sicherzustellen.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) „Netto-Null-Technologien“ 
Technologien für erneuerbare Energien66, 
Strom- und Wärmespeichertechnologien, 
Wärmepumpen, Netztechnologien, 
erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen 
Ursprungs, Technologien für nachhaltige 
alternative Kraftstoffe67, Elektrolyseure 
und Brennstoffzellen, fortschrittliche 
Technologien zur Erzeugung von Energie 
aus Nuklearprozessen mit minimalem 
Abfall aus dem Brennstoffkreislauf, 
kleinen modularen Reaktoren und 
entsprechenden Best-in-class-
Brennstoffen, Technologien für die CO2-
Abscheidung, -Nutzung und -Speicherung 
und energiesystembezogene 
Energieeffizienztechnologien. Sie beziehen 
sich auf die Endprodukte, spezifischen 
Bauteile und speziellen Maschinen, die in 
erster Linie für die Herstellung dieser 
Produkte verwendet werden. Sie müssen 
mindestens den Technologie-Reifegrad 8 
erreicht haben.

a) „Netto-Null-Technologien“ 
Technologien für erneuerbare Energien, 
insbesondere Wind-, Sonne- 
(Solarthermie und Fotovoltaik) und 
geothermische Energie, Strom- und 
Wärmespeichertechnologien, 
Wärmepumpen, Netztechnologien, saubere 
Energie, die auf innovativen 
Wassertechnologien basiert, 
fortschrittliche Biokraftstoffe im Sinne 
des Anhangs IX Teil A der Richtlinie 
(EU) 2018/2001, erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs, einschließlich 
Wasserstoff zur Verwendung in Sektoren, 
die nicht direkt elektrifiziert werden 
können, Technologien für nachhaltige 
alternative Kraftstoffe, d. h. E-Fuel-
Herstellung für den Luft- und Seeverkehr 
aus E-Ammoniak, E-Methanol, E-
Flüssigwasserstoff und E-Kerosin, 
Elektrolyseure und Brennstoffzellen, 
umweltverträgliche Technologien für die 
Abscheidung, den Transport und die 
Speicherung von CO2, umweltverträgliche 
direkte CO2-Abscheidung aus der 
Atmosphäre (DACS) und CCU mit 
sicherer, nachhaltiger und dauerhafter 
Speicherung von CO2, insbesondere für 
unvermeidbare Emissionen aus 
industriellen Prozessen, 
energiesystembezogene 



Energieeffizienztechnologien, 
Fertigungstechnologien zur Verbesserung 
der Energie- und Materialeffizienz in 
industriellen Prozessen. Sie beziehen sich 
auf die kommerziell verfügbaren 
Endprodukte, spezifischen Bauteile und 
speziellen Maschinen, die in erster Linie 
für die Herstellung dieser Produkte 
verwendet werden. Sie müssen mindestens 
den Technologie-Reifegrad 8 erreicht 
haben.

_________________ _________________
66 Der Ausdruck „erneuerbare Energie“ 
bezeichnet „erneuerbare Energie“ im Sinne 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen.

66 Der Ausdruck „erneuerbare Energie“ 
bezeichnet „erneuerbare Energie“ im Sinne 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen.

67 Der Ausdruck „nachhaltige alternative 
Kraftstoffe“ bezeichnet Kraftstoffe, die 
unter den Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Gewährleistung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen für einen 
nachhaltigen Luftverkehr 
(COM(2021)0561) und den Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Nutzung 
erneuerbarer und kohlenstoffarmer 
Kraftstoffe im Seeverkehr 
(COM(2021)0562) fallen.

67 Der Ausdruck „nachhaltige alternative 
Kraftstoffe“ bezeichnet Kraftstoffe, die 
unter den Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Gewährleistung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen für einen 
nachhaltigen Luftverkehr 
(COM(2021)0561) und den Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Nutzung 
erneuerbarer und kohlenstoffarmer 
Kraftstoffe im Seeverkehr 
(COM(2021)0562) fallen.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) „in erster Linie verwendet“ 
spezifische Bauteile und spezielle 
Maschinen, einschließlich der in 
Anhang Ia aufgeführten spezifischen 
Bauteile und speziellen Maschinen, bei 
denen mindestens 60 % der Leistung für 



die Herstellung von Netto-Null-
Technologien verwendet werden; kann 
dies nicht nachgewiesen werden, kann 
eine zuständige Behörde spezifische 
Bauteile und spezielle Maschinen auf der 
Grundlage von Nachweisen des 
Projektträgers, wie Marktstudien oder 
Abnahmevereinbarungen, als „in erster 
Linie verwendet“ einstufen, nachdem die 
Kommission bestätigt hat, dass diese 
spezifischen Bauteile und speziellen 
Maschinen im Rahmen dieser 
Verordnung als in erster Linie verwendet 
angesehen werden können;

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) „innovative Netto-Null-
Technologien“ Technologien, die über das 
Potenzial verfügen, den Übergang zu 
einer klimaneutralen, sauberen 
Wirtschaft zu ermöglichen und 
strategische Abhängigkeiten zu 
verringern, und echte Innovationen 
umfassen, die derzeit nicht auf dem Markt 
verfügbar sind und einen Fortschrittsgrad 
erreicht haben, der eine Testung in 
kontrollierter Umgebung ermöglicht.

c) „innovative Netto-Null-
Technologien“ Technologien, die noch 
nicht marktreif sind und echte 
Innovationen umfassen sowie dazu 
beitragen, strategische Abhängigkeiten zu 
verringern und die Ziele dieser 
Verordnung durch eine bessere Energie-, 
Material- oder Ressourceneffizienz, die 
Vermeidung von Umweltverschmutzung, 
eine Kreislaufwirtschaft oder geringere 
Klimaauswirkungen zu erreichen, und die 
einen Fortschrittsgrad erreicht haben, der 
eine Testung in kontrollierter Umgebung 
ohne Risiko für die Umwelt oder die 
öffentliche Gesundheit ermöglicht;

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe q

Vorschlag der Kommission Geänderter Text



q) „CO2-Einspeicherleistung“ die 
gemäß der Richtlinie 2009/31/EG zulässige 
jährliche CO2-Menge, die in eine operative 
geologische Speicherstätte injiziert werden 
kann, um Emissionen zu verringern oder 
die CO2-Entnahme zu erhöhen, 
insbesondere aus industriellen 
Großanlagen, und die in Tonnen pro Jahr 
gemessen wird;

q) „CO2-Einspeicherleistung“ die 
gemäß der Richtlinie 2009/31/EG zulässige 
jährliche CO2-Menge, die in eine operative 
geologische Speicherstätte, z. B. erschöpfte 
Gas- und Ölfelder oder saline Aquifere, 
injiziert werden kann, um Emissionen zu 
verringern oder die CO2-Entnahme zu 
erhöhen, insbesondere aus industriellen 
Großanlagen, und die in Tonnen pro Jahr 
gemessen wird;

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den 
Artikeln 5 bis 9 der Richtlinie 2011/92/EU 
durchzuführen, so ersucht der betreffende 
Projektträger die in Artikel 4 genannte 
zuständige Behörde um eine 
Stellungnahme zu dem Umfang und 
Detaillierungsgrad der Angaben, die gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie in den 
Bericht über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
aufzunehmen sind. Die zuständige Behörde 
stellt sicher, dass die in Unterabsatz 1 
genannte Stellungnahme so bald wie 
möglich und innerhalb einer Frist von 
höchstens 30 Tagen ab dem Datum, an 
dem der Projektträger seinen Antrag 
eingereicht hat, abgegeben wird.

(1) Ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß der 
Richtlinie 2011/92/EU durchzuführen, so 
ersucht der betreffende Projektträger die in 
Artikel 4 genannte zuständige Behörde um 
eine Stellungnahme zu dem Umfang und 
Detaillierungsgrad der Angaben, die gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie in den 
Bericht über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
aufzunehmen sind. Die zuständige 
nationale Behörde stellt sicher, dass die in 
Unterabsatz 1 genannte Stellungnahme so 
bald wie möglich und ausnahmslos 
innerhalb einer Frist von höchstens 
20 Tagen ab dem Datum, an dem der 
Projektträger seinen Antrag eingereicht hat, 
abgegeben wird, vorausgesetzt, dieser 
Antrag enthält alle erforderlichen 
Unterlagen. Die zuständigen Behörden 
stellen dem Projektträger zu Beginn 
seines Antrags eine Liste der 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung, 
streben eine Straffung des Verfahrens an 
und leiten den Projektträger durch das 
Verfahren.

Änderungsantrag 18



Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Anwendung des gemeinsamen oder 
koordinierten Verfahrens hat keinen 
Einfluss auf den Inhalt der 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die zuständige nationale Behörde 
stellt sicher, dass die betreffenden 
Behörden innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang aller gemäß den Artikeln 5, 6 
und 7 der genannten Richtlinie eingeholten 
erforderlichen Informationen und nach 
Abschluss der Konsultationen gemäß den 
Artikeln 6 und 7 der Richtlinie 2011/92/EU 
eine begründete Schlussfolgerung gemäß 
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g Ziffer iv 
der Richtlinie über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung abgeben.

(3) Die zuständige nationale Behörde 
stellt sicher, dass die betreffenden 
Behörden innerhalb von 80 Tagen nach 
Eingang aller gemäß den Artikeln 5, 6 und 
7 der genannten Richtlinie eingeholten 
Informationen, nach Prüfung der Qualität 
und nach Abschluss der Konsultationen 
gemäß den Artikeln 6 und 7 der Richtlinie 
2011/92/EU eine begründete 
Schlussfolgerung gemäß Artikel 1 Absatz 2 
Buchstabe g Ziffer iv der genannten 
Richtlinie über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung abgeben.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) In Ausnahmefällen, wenn die Art, 
die Komplexität, der Standort oder der 
Umfang des vorgeschlagenen Projekts 
dies erfordern, kann die in Artikel 8 
Absatz 1 genannte zuständige nationale 
Behörde die in Absatz 3 dieses Artikels 
genannte Frist vor ihrem Ablauf und auf 



Einzelfallbasis um maximal 30 Tage 
verlängern. In diesem Fall teilt die in 
Artikel 8 Absatz 1 genannte zuständige 
nationale Behörde dem Projektträger die 
Gründe für die Verlängerung und den 
Zeitpunkt, zu dem die begründete 
Schlussfolgerung zu erwarten ist, 
schriftlich mit.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Frist, innerhalb der die 
betroffene Öffentlichkeit zu dem in 
Artikel 5 Absatz 1 der 
Richtlinie 2011/92/EU genannten 
Umweltbericht zu konsultieren ist, beträgt 
höchstens 45 Tage. In Fällen, für die 
Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2 gilt, 
verlängert sich diese Frist auf 90 Tage.

(4) Die Frist, innerhalb der die 
betroffene Öffentlichkeit zu dem in 
Artikel 5 Absatz 1 der 
Richtlinie 2011/92/EU genannten 
Umweltbericht zu konsultieren ist, beträgt 
höchstens 80 und mindestens 40 Tage. In 
Fällen, für die Artikel 6 Absatz 4 
Unterabsatz 2 gilt, kann diese Frist im 
Einzelfall auf höchstens 90 Tage 
verlängert werden. In diesem Fall teilt die 
zuständige nationale Behörde dem 
Projektträger die Gründe für die 
Verlängerung mit. Die Konsultation der 
Öffentlichkeit beginnt, sobald die vom 
Projektträger eingereichten Unterlagen 
von der zuständigen Verwaltungsbehörde 
als vollständig angesehen werden, und sie 
wird parallel zur Prüfung des 
Projektantrags durch die zuständige 
nationale Behörde durchgeführt, wobei 
die Anforderungen an die Konsultation 
der betroffenen Öffentlichkeit gemäß der 
Richtlinie 2011/92/EU eingehalten 
werden und die Ergebnisse der 
Konsultation der Öffentlichkeit der 
zuständigen Behörde zur Verfügung 
gestellt werden.

Änderungsantrag 22



Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Würde ein Projekt ein 
ausgewiesenes Natura-2000-Gebiet 
beeinträchtigen, so unterliegt die 
Umweltprüfung den in der Richtlinie 
92/43/EWG festgelegten Bedingungen.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4b) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass ihre zuständigen nationalen 
Behörden und sonstigen Behörden gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 
2011/92/EU angemessen ausgestattet 
sind, um ihren Verpflichtungen gemäß 
diesem Artikel nachzukommen.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Enthalten die Pläne Bestimmungen 
für die Entwicklung von Projekten zur 
Fertigung von Netto-Null-Technologien, 
einschließlich strategischer Projekte für 
Netto-Null-Technologien, die einer 
Prüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG 
und gemäß Artikel 6 der 
Richtlinie 92/43/EWG unterliegen, so sind 
diese Prüfungen miteinander zu 
kombinieren. Gegebenenfalls wird bei 
dieser kombinierten Prüfung auch auf die 
Auswirkungen auf potenziell betroffene 

(2) Enthalten die Pläne Bestimmungen 
für die Entwicklung von Projekten zur 
Fertigung von Netto-Null-Technologien, 
einschließlich strategischer Projekte für 
Netto-Null-Technologien und ihrer 
erforderlichen Infrastruktur, die einer 
Prüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG 
und gemäß Artikel 6 der Richtlinie 
92/43/EWG unterliegen, so sind diese 
Prüfungen miteinander zu kombinieren. 
Gegebenenfalls wird bei dieser 
kombinierten Prüfung auch auf die 



Wasserkörper eingegangen und überprüft, 
ob durch den Plan möglicherweise 
verhindert wird, dass ein Wasserkörper 
einen guten Zustand oder ein gutes 
ökologisches Potenzial erreicht, oder 
dadurch eine Verschlechterung des 
Zustands oder des Potenzials gemäß 
Artikel 4 der Richtlinie 2000/60/EG 
verursacht bzw. möglicherweise erschwert 
wird, dass ein Wasserkörper einen guten 
Zustand oder ein gutes Potenzial erreicht. 
Sind die betreffenden Mitgliedstaaten 
verpflichtet, die Auswirkungen 
bestehender und künftiger Tätigkeiten auf 
die Meeresumwelt, einschließlich der 
Wechselwirkungen zwischen Land und 
Meer, gemäß Artikel 4 der 
Richtlinie 2014/89/EU zu prüfen, so sind 
diese Auswirkungen ebenfalls in der 
kombinierten Prüfung zu erfassen.

Auswirkungen auf potenziell betroffene 
Wasserkörper eingegangen und überprüft, 
ob durch die konkreten Projekte im 
Rahmen des Plans möglicherweise 
verhindert werden könnte, dass ein 
Wasserkörper einen guten Zustand oder ein 
gutes ökologisches Potenzial erreicht, oder 
dadurch eine Verschlechterung des 
Zustands oder des Potenzials gemäß 
Artikel 4 der Richtlinie 2000/60/EG 
verursacht bzw. möglicherweise erschwert 
wird, dass ein Wasserkörper einen guten 
Zustand oder ein gutes Potenzial erreicht. 
Sind die betreffenden Mitgliedstaaten 
verpflichtet, die Auswirkungen 
bestehender und künftiger Tätigkeiten auf 
die Meeresumwelt, einschließlich der 
Wechselwirkungen zwischen Land und 
Meer, gemäß Artikel 4 der Richtlinie 
2014/89/EU zu prüfen, so sind diese 
Auswirkungen ebenfalls in der 
kombinierten Prüfung zu erfassen. Die 
kombinierte Prüfung beeinträchtigt den 
Inhalt und die Qualität der Prüfung nicht 
und wird so durchgeführt, dass sie nicht 
zu einer Verlängerung der in dieser 
Verordnung genannten Fristen führt.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Bestimmungen dieser 
Verordnung lassen die Verpflichtungen aus 
den Artikeln 6 und 7 des am 25. Juni 1998 
in Aarhus unterzeichneten 
Übereinkommens der 
Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa (UNECE) über den 
Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang 
zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
und das am 25. Februar 1991 in Espoo 

1. Die Bestimmungen dieser 
Verordnung lassen die Verpflichtungen aus 
dem am 25. Juni 1998 in Aarhus 
unterzeichneten Übereinkommen der 
Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa (UNECE) über den 
Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang 
zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
und aus dem am 25. Februar 1991 in 
Espoo unterzeichneten UNECE-



unterzeichnete UNECE-Übereinkommen 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im 
grenzüberschreitenden Rahmen unberührt.

Übereinkommen über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung im 
grenzüberschreitenden Rahmen unberührt.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Alle gemäß diesem Abschnitt und 
den Artikeln 12 und 13 erlassenen 
Entscheidungen werden der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht.

(2) Alle gemäß diesem Abschnitt und 
den Artikeln 12, 13, 14 und 21 erlassenen 
Entscheidungen werden der Öffentlichkeit 
auf leicht verständliche Weise zugänglich 
gemacht, und alle Entscheidungen im 
Zusammenhang mit einem Projekt 
müssen aus einer einzigen Quelle 
abrufbar sein.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Als strategische Projekte für Netto-
Null-Technologien werden von den 
Mitgliedstaaten jene Projekte zur Fertigung 
von Netto-Null-Technologien anerkannt, 
die einer im Anhang aufgeführten 
Technologie entsprechen und in der Union 
verortet sind sowie zur Verwirklichung der 
in Artikel 1 dieser Verordnung genannten 
Ziele beitragen und mindestens eines der 
folgenden Kriterien erfüllen:

(1) Als strategische Projekte für Netto-
Null-Technologien werden von den 
Mitgliedstaaten jene Projekte zur Fertigung 
von Netto-Null-Technologien anerkannt, 
die einer im Anhang aufgeführten 
Technologie entsprechen und in der Union 
verortet sind sowie zur Verwirklichung der 
in Artikel 1 dieser Verordnung genannten 
Ziele, einschließlich der Klimaziele gemäß 
der Verordnung (EU) 2021/1119, 
beitragen und die folgenden Kriterien 
erfüllen:

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung



Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer ii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ii) durch das Projekt werden 
Technologien mit verbesserter 
Nachhaltigkeit und Leistung hergestellt;

ii) durch das Projekt werden 
Technologien mit verbesserter 
ökologischer Nachhaltigkeit oder 
Kreislauffähigkeit, insbesondere im 
Hinblick auf Wiederverwendung und 
Recycling, hergestellt;

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer iv

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iv) durch das Projekt werden 
umfassende CO2-arme und 
kreislauforientierte Herstellungsverfahren, 
einschließlich der 
Abwärmerückgewinnung, aufgenommen.

iv) durch das Projekt werden 
umfassende CO2-arme, nachhaltige, 
ressourceneffiziente und 
kreislauforientierte Herstellungsverfahren, 
einschließlich der 
Abwärmerückgewinnung sowie Energie- 
und Materialeffizienz, aufgenommen, 
wobei der CO2-Fußabdruck unter dem 
Branchendurchschnitt liegt;

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer iv a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iva) das Projekt steht im Einklang mit 
den Verpflichtungen des Projektträgers 
gemäß Artikel 15 der Richtlinie (EU) .../... 
[2022/0051(COD)].

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe b a (neu)



Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) das Projekt zur Fertigung von 
Netto-Null-Technologien erfüllt den 
Grundsatz der Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen im Sinne des 
Artikels 17 der Verordnung (EU) 
2020/852 gemäß den in den delegierten 
Rechtsakten über Umwelt und Klima 
festgelegten technischen 
Bewertungskriterien für den 
entsprechenden Fertigungssektor;

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe b b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bb) das CO2-Speicherprojekt trägt zur 
Verringerung unvermeidbarer 
Emissionen aus industriellen Prozessen 
bei, die nach der nachweislichen 
Anwendung der besten verfügbaren 
Techniken und aller nachfrageseitigen 
Maßnahmen zur Verringerung der 
Emissionen verbleiben;

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe b c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bc) im Rahmen des CO2-
Speicherprojekts werden keine 
Emissionen gespeichert, die durch 
Wirtschaftsteilnehmer entstehen, die 
Erdölerzeugnisse, Erdgas oder Kohle in 
der Union verkaufen;



Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe b d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bd) durch das CO2-Speicherprojekt 
sollen CO2-Emissionen nachhaltig, sicher 
und dauerhaft gespeichert werden;

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die zuständigen nationalen 
Behörden stellen sicher, dass das 
Ausbleiben einer Antwort der zuständigen 
Verwaltungsstellen innerhalb der in diesem 
Artikel genannten geltenden Fristen dazu 
führt, dass die spezifischen 
Zwischenschritte als genehmigt gelten, 
außer wenn das betreffende Projekt einer 
Umweltprüfung gemäß der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates oder der 
Richtlinie 2000/60/EG, 2008/98/EG, 
2009/147/EG, 2010/75/EU, 2011/92/EU 
oder 2012/18/EU oder einer Feststellung 
unterliegt, ob eine solche Umweltprüfung 
erforderlich ist und die betreffenden 
einschlägigen Prüfungen noch nicht 
durchgeführt wurden, oder wenn der 
Grundsatz der stillschweigenden 
verwaltungstechnischen Zustimmung in 
der nationalen Rechtsordnung nicht 
existiert. Diese Bestimmung gilt nicht für 
endgültige Entscheidungen über das 
Ergebnis des Verfahrens, die ausdrücklich 
anzugeben sind. Alle Entscheidungen 
werden öffentlich zugänglich gemacht.

(4) Die zuständigen nationalen 
Behörden stellen sicher, dass das 
Ausbleiben einer Antwort der zuständigen 
Verwaltungsstellen innerhalb der in diesem 
Artikel genannten geltenden Fristen dazu 
führt, dass die spezifischen 
Zwischenschritte als genehmigt gelten, 
außer wenn das betreffende Projekt einer 
Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates oder der Richtlinie 
2000/60/EG, 2008/98/EG, 2009/147/EG, 
2010/75/EU, 2011/92/EU oder 2012/18/EU 
oder einer Feststellung unterliegt, ob eine 
solche Umweltprüfung erforderlich ist und 
noch nicht durchgeführt wurde, oder wenn 
der Grundsatz der stillschweigenden 
verwaltungstechnischen Zustimmung in 
der nationalen Rechtsordnung nicht 
existiert. Wenn es aufseiten der 
zuständigen Verwaltungsstellen häufig zu 
einem Ausbleiben der Antwort kommt, 
stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die 
Stellen mit angemessenen Ressourcen 
ausgestattet werden, damit sie künftige 
Ersuchen innerhalb der anwendbaren 
Fristen beantworten können. Diese 
Bestimmung gilt nicht für endgültige 
Entscheidungen über das Ergebnis des 
Verfahrens, die ausdrücklich anzugeben 



sind. Alle Entscheidungen werden 
öffentlich zugänglich gemacht.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 15a
Finanzierung von Netto-Null-

Technologien
Unbeschadet der einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinie 2003/87/EG 
erstatten die Mitgliedstaaten jährlich 
darüber Bericht, zu welchem Anteil die 
nationalen Einnahmen aus der 
Versteigerung der Zertifikate gemäß 
Artikel 10 Absatz 3 dieser Richtlinie zur 
Unterstützung der Ziele dieser 
Verordnung und im Zusammenhang mit 
den in Anhang I dieser Verordnung 
aufgeführten strategischen Netto-Null-
Technologien verwendet werden, wobei 
mindestens 25 % erreicht werden sollen.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bis 2030 muss in Speicherstätten im 
Hoheitsgebiet der Europäischen Union, in 
ihren ausschließlichen Wirtschaftszonen 
oder auf ihrem Festlandsockel im Sinne 
des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen (UNCLOS), die nicht 
mit einer tertiären 
Kohlenwasserstoffförderung kombiniert 
werden, eine jährliche Einspeicherleistung 
von mindestens 50 Millionen Tonnen CO2 

Bis 2030 muss in Speicherstätten, also 
geologischen Speicherstätten, die im 
Sinne der Richtlinie 2009/31/EG 
zugelassen sind, wie erschöpften Erdöl- 
und Erdgasfeldern und salinen Aquiferen 
im Hoheitsgebiet der Europäischen Union 
oder des EWR bzw. in ihren 
ausschließlichen Wirtschaftszonen oder auf 
ihrem Festlandsockel im Sinne des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen (UNCLOS), die nicht mit einer 



erreicht werden. tertiären Kohlenwasserstoffförderung 
kombiniert werden, eine jährliche 
Einspeicherleistung mit einem vorläufigen 
Ziel von mindestens 60 Millionen Tonnen 
CO2 erreicht werden, mit vorrangigem 
Zugang zu unvermeidbaren Emissionen 
aus industriellen Prozessen. Das 
vorläufige Ziel unterliegt einer 
Anpassung und wird entsprechend den 
Ergebnissen der in Artikel 17 Absatz 2a 
dieser Verordnung vorgesehenen 
Abschätzung der Angemessenheit 
verbindlich;

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission legt einen Bericht vor, 
dem gegebenenfalls ein 
Legislativvorschlag beigefügt ist, um auf 
der Grundlage der gemäß den Artikeln 17 
und 18 erhaltenen Daten eine neue 
jährliche CO2-Einspeicherleistung 
festzulegen, die zwischen 2030 und 2040, 
und zwar bis … [drei Jahre nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung], erreicht 
werden soll.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Daten über Gebiete, in denen CO2-
Speicherstätten in ihrem Hoheitsgebiet 
genehmigt werden können, öffentlich 
zugänglich machen,

a) Daten über Gebiete, in denen CO2-
Speicherstätten in ihrem Hoheitsgebiet 
genehmigt werden können und in denen 
Genehmigungen für die CO2-Speicherung 
oder Explorationsgenehmigungen erteilt 
wurden, öffentlich zugänglich machen,



Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Stellen, die in ihrem 
Hoheitsgebiet über eine Genehmigung im 
Sinne des Artikels 1 Nummer 3 der 
Richtlinie 94/22/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates71 verfügen, dazu 
verpflichten, alle geologischen Daten über 
Produktionsstätten, die stillgelegt wurden 
oder deren Stilllegung der zuständigen 
Behörde gemeldet wurde, öffentlich 
zugänglich zu machen.

b) die Stellen, die in ihrem 
Hoheitsgebiet über eine Genehmigung im 
Sinne des Artikels 1 Nummer 3 der 
Richtlinie 94/22/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates71 verfügen, dazu 
verpflichten, alle geologischen Daten über 
Produktionsstätten, die stillgelegt wurden 
oder deren Stilllegung der zuständigen 
Behörde gemeldet wurde, sowie vorläufige 
wirtschaftliche Bewertungen der Kosten 
der Ermöglichung der CO2-
Einspeicherung auf der jeweiligen 
Produktionsstätte, einschließlich Daten zu 
Folgendem, öffentlich zugänglich zu 
machen:

_________________ _________________
71 Richtlinie 94/22/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 
1994 über die Erteilung und Nutzung von 
Genehmigungen zur Prospektion, 
Exploration und Gewinnung von 
Kohlenwasserstoffen (ABl. L 164 vom 
30.6.1994, S. 3).

71 Richtlinie 94/22/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 
1994 über die Erteilung und Nutzung von 
Genehmigungen zur Prospektion, 
Exploration und Gewinnung von 
Kohlenwasserstoffen (ABl. L 164 vom 
30.6.1994, S. 3).

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer i (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) ob der Standort geeignet ist, CO2 
nachhaltig, sicher und dauerhaft 
einzuspeichern;

Änderungsantrag 42



Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer ii (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ii) ob eine Transportinfrastruktur 
und Verkehrsmittel, die für den sicheren 
Transport von CO2 zum Standort geeignet 
sind, verfügbar sind oder ob sie gebaut 
werden können.

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Für die Zwecke von Buchstabe a 
umfassen die Daten mindestens die 
Informationen, die in der Bekanntmachung 
der Kommission über die Leitlinien für die 
Mitgliedstaaten zur Aktualisierung der 
nationalen Energie- und Klimapläne 2021-
2030 verlangt werden.

c) Für die Zwecke von Buchstabe a 
umfassen die Daten mindestens die 
Informationen, die in der Bekanntmachung 
der Kommission über die Leitlinien für die 
Mitgliedstaaten zur Aktualisierung der 
nationalen Energie- und Klimapläne 2021-
2030 und ihren nachfolgenden 
Aktualisierungen verlangt werden.

Aktualisierte Daten werden mindestens 
alle fünf Jahre öffentlich zugänglich 
gemacht.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Spätestens sechs Monate nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung und 
danach jedes Jahr legt jeder Mitgliedstaat 
der Kommission einen Bericht vor, in dem 
Folgendes beschrieben wird:

(2) Spätestens sechs Monate nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung und 
danach jedes Jahr legt jeder Mitgliedstaat 
der Kommission einen Bericht vor, in dem 
Folgendes beschrieben wird, und macht 
diesen öffentlich zugänglich:



Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) laufende Projekte zur CO2-
Abscheidung und eine Schätzung des 
entsprechenden Bedarfs an 
Einspeicherleistung und 
Speicherkapazitäten,

a) eine Bestandsaufnahme der in 
seinem Hoheitsgebiet oder in 
Zusammenarbeit mit anderen 
Mitgliedstaaten laufenden Projekte zur 
CO2-Abscheidung und eine Schätzung des 
entsprechenden Bedarfs an 
Einspeicherleistung und 
Speicherkapazitäten, wobei eindeutig zu 
unterscheiden ist, bei welchen Projekten 
unvermeidbare Emissionen aus 
industriellen Prozessen erfasst werden,

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) in seinem Hoheitsgebiet laufende 
CO2-Speicherprojekte, inklusive des 
Genehmigungsstatus gemäß der 
Richtlinie 2009/31/EG und der 
voraussichtlichen Termine für die 
endgültige Investitionsentscheidung (Final 
Investment Decision – FID) und die 
Inbetriebnahme,

b) eine Bestandsaufnahme der in 
seinem Hoheitsgebiet laufenden Projekte 
zur CO2-Speicherung und zum CO2-
Transport, inklusive des 
Genehmigungsstatus gemäß der Richtlinie 
2009/31/EG und der voraussichtlichen 
Termine für die endgültige 
Investitionsentscheidung (Final Investment 
Decision – FID) und die Inbetriebnahme,

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) die nationalen 
Unterstützungsmaßnahmen, die ergriffen 

c) eine nationale Strategie für die 
Abscheidung und gegebenenfalls die 



werden könnten, um Projekte gemäß den 
Buchstaben a und b anzustoßen.

Einspeicherung und den Transport von 
CO2 mit Vorrang für die Abscheidung, die 
Einspeicherung und den Transport 
unvermeidbarer Emissionen aus 
industriellen Prozessen als Beitrag zum 
Ziel der Union für die jährliche 
Einspeicherleistung, einschließlich 
nationaler Ziele, und die nationalen 
Unterstützungsmaßnahmen, die ergriffen 
wurden und noch ergriffen werden, um 
Projekte gemäß den Buchstaben a und b 
anzustoßen;

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) in Ermangelung laufender oder 
geplanter Projekte zur CO2-Speicherung 
in seinem Hoheitsgebiet die 
Unterstützungsmaßnahmen zur 
Unterstützung alternativer 
Dekarbonisierungspfade für 
Industriesektoren, die unvermeidbare 
CO2-Emissionen verursachen, wie 
Projekte für den grenzüberschreitenden 
CO2-Transport zu CO2-Speicherstätten in 
anderen Mitgliedstaaten;

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2 – Buchstabe c b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

cb) gegebenenfalls Vorkehrungen, 
einschließlich bilateraler 
Vereinbarungen, zur Erleichterung des 
diskriminierungsfreien und fairen 
Zugangs zur grenzüberschreitenden CO2-
Transportinfrastruktur.



Diese Meldungen werden öffentlich 
zugänglich gemacht.

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Bis zum … [zwölf Monate nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung] und 
danach alle zwölf Monate veröffentlicht 
die Kommission eine Bewertung der 
Angemessenheit der CO2-
Speicherkapazität und CO2-
Einspeicherleistung, wobei sie sich 
insbesondere auf die gemäß Artikel 17 
Absatz 2 und Artikel 18 Absatz 6 
gesammelten Informationen stützt.
Diese Bewertung der Angemessenheit
a)  liefert eine detaillierte Analyse, ob 
die bestehenden und geplanten CO2-
Speicherstätten und Projekte zur CO2-
Abscheidung für CO2-Emissionen aus 
Industrieanlagen in der Union 
geografisch geeignet und zeitlich 
angemessen sind;
b) zeigt die wichtigste Infrastruktur 
auf, die für den Transport und die 
Speicherung von CO2-Emissionen aus 
Industrieanlagen auf ökologisch und 
sozial verantwortliche und möglichst 
kosteneffiziente Weise in der gesamten 
Union erforderlich ist;
c)  passt das vorläufige Ziel der 
erforderlichen CO2-Einspeicherleistung 
in der Union an und legt ein verbindliches 
Ziel fest, um die dauerhafte Speicherung 
von CO2-Emissionen aus 
Industrieanlagen bis 2030 zu 
ermöglichen.

Änderungsantrag 51



Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Beiträge zugelassener Öl- und 
Gasproduzenten

Beiträge von Wirtschaftsteilnehmern, die 
Erdölerzeugnisse, Erdgas oder Kohle auf 
dem EU-Binnenmarkt anbieten

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Jede Einrichtung, die Inhaber 
einer Genehmigung gemäß Artikel 1 
Nummer 3 der Richtlinie 94/22/EG ist, 
unterliegt einem individuellen Beitrag zu 
dem in Artikel 16 festgelegten 
unionsweiten Ziel für verfügbare CO2-
Einspeicherleistungen. Diese individuellen 
Beiträge werden für jede Einrichtung auf 
der Grundlage ihres Anteils an der Rohöl- 
und Erdgasförderung der Union vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2023 
berechnet und bestehen aus der CO2-
Einspeicherleistung in einer gemäß der 
Richtlinie 2009/31/EG über die 
geologische Speicherung von 
Kohlendioxid zugelassenen Speicherstätte, 
die bis 2030 auf dem Markt verfügbar ist.

(1) Jeder Wirtschaftsakteur, der 
Erdölerzeugnisse, Erdgas oder Kohle auf 
dem EU-Binnenmarkt anbietet, unterliegt 
einem individuellen Beitrag zu dem in 
Artikel 16 festgelegten EU-weiten Ziel für 
verfügbare CO2-Einspeicherleistungen. 
Diese individuellen Beiträge werden für 
jede Einrichtung auf der Grundlage ihres 
Anteils an den Treibhausgasemissionen 
der EU aus der Verbrennung der auf dem 
EU-Binnenmarkt vom 1. Januar 2020 bis 
zum 31. Dezember 2023 angebotenen 
fossilen Brennstofferzeugnisse berechnet 
und bestehen aus der CO2-
Einspeicherleistung in gemäß der 
Richtlinie 2009/31/EG über die 
geologische Speicherung von 
Kohlendioxid zugelassenen vorrangigen 
Speicherstätten, die bis 2030 auf dem 
Markt verfügbar ist.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Innerhalb von drei Monaten nach (2) Innerhalb von drei Monaten nach 



Inkrafttreten dieser Verordnung werden die 
in Absatz 1 genannten Einrichtungen und 
ihre Rohöl- und Erdgasförderungsmengen 
vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2023 von den Mitgliedstaaten ermittelt und 
an die Europäische Kommission gemeldet.

Inkrafttreten dieser Verordnung werden die 
in Absatz 1 genannten Einrichtungen und 
ihre Rohöl-, Erdgas- und Kohlemengen, 
die vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2023 auf dem EU-
Binnenmarkt in den Verkehr gebracht 
wurden, von den Mitgliedstaaten ermittelt 
und an die Kommission gemeldet.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die in Absatz 1 dieses Artikels 
genannten Einrichtungen müssen in der 
Lage sein, ihren individuellen Beitrag 
zum EU-weiten Ziel für die verfügbare 
CO2-Einspeicherleistung auch durch 
verfügbare Einspeicherleistung in 
Speicherstätten in einem Nachbarland zu 
leisten, das gemäß einer zwischen diesem 
Drittland und der EU ratifizierten 
rechtlichen Vereinbarung dieselben 
rechtlichen Anforderungen wie die in der 
Richtlinie 2009/31/EG festgelegten 
anwendet.

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Kommission gibt nach Eingang 
der gemäß Artikel 17 Absatz 2 vorgelegten 
Berichte und nach Konsultation der 
Mitgliedstaaten und der interessierten 
Parteien den Anteil des Beitrags der in 
Absatz 1 genannten Einrichtungen zum 
Unionsziel der CO2-Einspeicherleistung 
bis 2030 an.

(3) Die Kommission gibt nach Eingang 
der gemäß Artikel 17 Absatz 2 vorgelegten 
Berichte und nach Konsultation der 
Mitgliedstaaten und der interessierten 
Parteien den Anteil des Beitrags der in 
Absatz 1 genannten Einrichtungen zum 
EU-Ziel der CO2-Einspeicherleistung bis 
2030 an und veröffentlicht diese Angabe 



innerhalb von sechs Monaten.

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 4 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Innerhalb von zwölf Monaten nach 
Inkrafttreten der Verordnung legen die in 
Absatz 1 genannten Einrichtungen der 
Kommission einen Plan vor, aus dem 
hervorgeht, wie sie ihren Beitrag zum 
Unionsziel der CO2-Einspeicherleistung 
bis 2030 leisten wollen. Diese Pläne 
müssen

(4) Innerhalb von zwölf Monaten nach 
Inkrafttreten der Verordnung legen die in 
Absatz 1 genannten Einrichtungen der 
Kommission einen Plan vor, aus dem 
hervorgeht, wie sie ihren jeweiligen 
Beitrag zum EU-Ziel der CO2-
Einspeicherleistung bis 2030 leisten 
wollen, und veröffentlichen diesen. Diese 
Pläne müssen

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 4 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Mittel und Etappenziele für die 
Erreichung des angestrebten Umfangs 
aufführen.

b) die Mittel und Etappenziele für die 
Erreichung des angestrebten Umfangs 
aufführen, einschließlich der CO2-
Abscheidungsquellen.

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 4 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) darlegen, wie die Einrichtung 
sicherstellt, dass die Bedingungen für 
Geschäftsvereinbarungen mit Dritten 
über die Abscheidung, Speicherung und 
den Transport von CO2 fair und nicht 



diskriminierend sind.

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 4 – Buchstabe b b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bb) darlegen, wie die Einrichtung 
sicherstellt, dass ein vorrangiger Zugang 
zu unvermeidbaren Emissionen 
industrieller Prozesse gewährt wird.

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 5 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Projekte zur CO2-Speicherung 
allein oder in Zusammenarbeit entwickeln,

a) Projekte zur CO2-Speicherung 
allein oder in Zusammenarbeit entwickeln 
oder in derartige Projekte investieren,

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 5 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Vereinbarungen mit dritten 
Projektentwicklern oder Investoren für 
Speicheranlagen schließen, um ihren 
Beitrag zu erbringen.

c) Vereinbarungen mit dritten 
Projektentwicklern oder Investoren für 
Speicher-, Abscheidungs- und 
Transportanlagen schließen, um ihren 
Beitrag zu erbringen.

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Verordnung



Artikel 18 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Die Einrichtungen müssen die 
Sicherheit und Dauerhaftigkeit ihrer 
CO2-Speicherstätten, einschließlich der 
Sicherheit des Transports von CO2 zum 
Standort, durch unabhängige Dritte 
nachweisen und die Anforderungen an 
die Deckungsvorsorge der Richtlinie 
2009/31/EG erfüllen.

Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Zwei Jahre nach Inkrafttreten der 
Verordnung und danach jedes Jahr legen 
die in Absatz 1 genannten Einrichtungen 
der Kommission einen Bericht vor, in dem 
sie ihre Fortschritte bei der Erfüllung ihres 
Beitrags darlegen. Die Kommission 
veröffentlicht diese Berichte.

(6) Zwei Jahre nach Inkrafttreten der 
Verordnung und danach jedes Jahr legen 
die in Absatz 1 genannten Einrichtungen 
der zuständigen Behörde der 
Mitgliedstaaten und der Kommission 
einen Bericht vor, in dem sie ihre 
Fortschritte bei der Erfüllung ihres 
Beitrags, einschließlich der damit 
verbundenen Kosten, darlegen. Dieser 
Bericht enthält Einzelheiten über die in 
Betrieb genommenen neuen 
Einspeicherleistungen, in welchem 
Umfang diese Einspeicherleistungen 
genutzt werden, die Quellen, aus denen 
CO2 gespeichert wird. und einen 
Überblick über die wirtschaftliche 
Machbarkeit der geplanten 
Einspeicherleistungen sowie 
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten zu 
zusätzlichen Maßnahmen, die zur 
Erreichung des Ziels des CO2-
Einspeicherung erforderlich sind. Die 
Kommission veröffentlicht diese Berichte.

Änderungsantrag 64



Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6a) Die Kommission bewertet, ob die 
in Absatz 1 dieses Artikels genannten 
Einrichtungen die Anforderungen dieses 
Kapitels erfüllen. Bei dieser Bewertung 
berücksichtigt die Kommission die 
Entwicklung der Modalitäten für den 
Transport von CO2 zu den 
Einspeicherungsstandorten sowie die 
Entwicklung von Tätigkeiten zur CO2-
Abscheidung, um den Bedarf an CO2-
Einspeicherung zu decken.

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 7 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) Die Liste der Wirtschaftszweige 
mit unvermeidbaren Emissionen aus 
industriellen Prozessen großer 
Industrieanlagen, für die es selbst nach 
Anwendung der besten verfügbaren 
Techniken keine direkten Möglichkeiten 
zur Minderung der Emissionen gibt,, die 
für die Projekte zur CO2-Speicherung in 
diesem Kapitel auf der Grundlage einer 
klaren Methode unter Berücksichtigung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse, der 
einschlägigen Technologien nach dem 
neusten Stand der Technik sowie 
geeigneter nachfrageseitiger Maßnahmen 
zur Emissionsminderung priorisiert 
werden. Die Liste wird regelmäßig 
überprüft und mindestens alle fünf Jahre 
aktualisiert, um den einschlägigen 
wissenschaftlichen und technischen 
Entwicklungen Rechnung zu tragen.



Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Die Mitgliedstaaten legen 
Vorschriften über abschreckende 
Sanktionen fest, die gegen die in Absatz 1 
dieses Artikels genannten Einrichtungen 
im Falle eines Verstoßes gegen die 
Bestimmungen der Absätze 1, 4, 5 und 5a 
dieses Artikels zu verhängen sind, und 
teilen diese der Kommission innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung mit.

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 18a
Regelungsrahmen für den Markt für CO2-

Speicherung und -Transport
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung nimmt die 
Kommission gemäß den in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
13. April 2016 über bessere Rechtsetzung 
enthaltenen Grundsätzen und 
einschließlich einer Folgenabschätzung 
einen Legislativvorschlag zur Schaffung 
eines Regelungsrahmens für einen EU-
weiten Markt für CO2-Abscheidung, -
Speicherung und -Transport zur 
Ergänzung der Vorschriften der 
Richtlinie 2009/31/EG an, in dem 
Vorschriften für Folgendes festgelegt 
werden:
a) offener, fairer und 
diskriminierungsfreier Zugang und 



Sicherheit des CO2-Speicher- und 
Transportnetzes,
b) das Funktionieren und die 
Verknüpfung des CO2-Transportnetzes 
und anderer Infrastrukturen in der 
gesamten EU,
c) wirtschaftliche Anreize, 
Finanzierungs- und 
Finanzhilfemechanismen,
d) Spezifikationsstandards für CO2-
Speicherung und -Transport,
e) Umweltnormen,
f) Durchsetzungsmechanismen.

Änderungsantrag 68

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen diese 
Verordnung bei der Ausarbeitung ihrer 
nationalen Energie- und Klimapläne und 
deren Aktualisierungen, die gemäß den 
Artikeln 3, 9 und 14 der Verordnung (EU) 
2018/1999 vorgelegt werden, insbesondere 
in Bezug auf die Dimension „Forschung, 
Innovation und Wettbewerbsfähigkeit“ der 
Energieunion, und bei der Vorlage ihrer 
zweijährlichen Fortschrittsberichte gemäß 
Artikel 17 der genannten Verordnung.

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen diese 
Verordnung bei der Ausarbeitung ihrer 
nationalen Energie- und Klimapläne und 
deren Aktualisierungen, die gemäß den 
Artikeln 3, 9 und 14 der Verordnung (EU) 
2018/1999 vorgelegt werden und eine 
detaillierte Analyse ihrer Fortschritte bei 
der Verwirklichung der in Artikel 1 dieser 
Verordnung festgelegten Ziele sowie 
zukünftige Maßnahmen zur 
Verwirklichung dieser Ziele, 
einschließlich der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, enthalten, insbesondere 
in Bezug auf die Dimension „Forschung, 
Innovation und Wettbewerbsfähigkeit“ der 
Energieunion, und bei der Vorlage ihrer 
zweijährlichen Fortschrittsberichte gemäß 
Artikel 17 der genannten Verordnung. Die 
Mitgliedstaaten ermitteln insbesondere 
Maßnahmen zur Förderung von 
Forschung, Entwicklung und Innovation, 
um
a) unvermeidbare CO2-Emissionen 
aus energieintensiven Wirtschaftszweigen 



zu minimieren und auszugleichen;
b) die ökologische Nachhaltigkeit 
und Kreislauffähigkeit der 
Produktionskapazitäten strategischer 
Netto-Null-Technologien zu verbessern, 
insbesondere im Hinblick auf 
Wiederverwendung, Recycling und 
Ressourceneffizienz;
c) die Leistungsfähigkeit dieser 
Technologien im Vergleich zum Stand der 
Technik in der EU zu verbessern, damit 
die weltweite Führungsrolle beibehalten 
wird.

Änderungsantrag 69

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kommission überwacht laufend (1) Die Kommission überwacht 
Folgendes und veröffentlicht die 
Ergebnisse dieser Überwachung laufend:

Änderungsantrag 70

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die Fortschritte der Union in Bezug 
auf die in Artikel 1 genannten Ziele der 
Union und die damit verbundenen 
Auswirkungen dieser Verordnung;

a) die Fortschritte der EU in Bezug 
auf die in Artikel 1 genannten Ziele der EU 
und die damit verbundenen Auswirkungen 
dieser Verordnung, einschließlich ihrer 
Vereinbarkeit mit den Anforderungen des 
Grundsatzes der „Vermeidung 
erheblicher Beeinträchtigungen“ im 
Sinne der Verordnung (EU) 2020/852;

Änderungsantrag 71



Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Fortschritte bei der 
Verwirklichung des Ziels der CO2-
Einspeicherleistung auf Unionsebene 
gemäß Artikel 16.

b) die Fortschritte bei der 
Verwirklichung des Ziels der CO2-
Einspeicherleistung auf EU-Ebene gemäß 
Artikel 16., die alle zwei Jahre nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung zu 
veröffentlichen sind, einschließlich

Änderungsantrag 72

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer i (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) einen Überblick über die 
geografische Verteilung der 
Speicherstätten in der EU,

Änderungsantrag 73

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer ii (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ii) eine Bewertung der 
Angemessenheit der CO2-
Speicherkapazitäten und -
Einspeicherleistungen, mit einer 
detaillierten Analyse der geografischen 
und zeitlichen Angemessenheit geplanter 
und bestehender CO2-Speicherstätten;

Änderungsantrag 74

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer iii (neu)



Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iii) die Ermittlung der für den 
Transport und die Speicherung von CO2 
in der gesamten EU erforderlichen 
Infrastruktur;

Änderungsantrag 75

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) die Fortschritte bei der Bewertung 
gemäß Artikel 8 Absatz 2 zur Entwicklung 
von Netto-Null-Technologien zur 
Erreichung der Ziele gemäß Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe a;

Änderungsantrag 76

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe b b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bb) die Fortschritte der EU in Bezug 
auf jede der in Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a und Anhang I genannten 
Technologien, die alle zwei Jahre nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung zu 
veröffentlichen sind, einschließlich einer 
Bewertung, ob die Liste der strategischen 
und Netto-Null-Technologien ihren 
Zweck erfüllt;

Änderungsantrag 77

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Buchstabe b c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text



bc) die Angemessenheit der 
Verwaltungskapazität der Mitgliedstaaten 
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus 
dieser Verordnung.

Änderungsantrag 78

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Mitgliedstaaten und die von 
ihnen zu diesem Zweck benannten 
nationalen Behörden erheben und stellen 
die gemäß Absatz 1 Buchstaben a und b 
erforderlichen Daten und sonstigen 
Nachweise zur Verfügung. Insbesondere 
erheben sie Daten und erstatten der 
Kommission jährlich Bericht über

(2) Die Mitgliedstaaten und die von 
ihnen zu diesem Zweck benannten 
nationalen Behörden erheben und stellen 
die gemäß Absatz 1 Buchstaben a und b 
erforderlichen Daten und sonstigen 
Nachweise zur Verfügung. Insbesondere 
erheben und veröffentlichen sie Daten und 
erstatten der Kommission jährlich Bericht 
über 

Änderungsantrag 79

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 2 – Buchstabe h a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ha) die Auswirkungen von Projekten 
zur Fertigung von Netto-Null-
Technologien, strategischen Netto-Null-
Projekten und gegebenenfalls von 
Reallaboren für Netto-Null-Technologien 
auf die biologische Vielfalt, nur soweit 
verfügbar auf der Grundlage der 
Informationen, die bei den im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens 
durchgeführten Umweltprüfungen 
gesammelt wurden.

Änderungsantrag 80



Vorschlag für eine Verordnung
Anhang – Zeile 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Nachhaltige Biogas-
/Biomethantechnologien

6. Technologien für nachhaltige 
alternative Kraftstoffe, d. h. E-Fuel-
Herstellung für den Luft- und Seeverkehr 
aus E-Ammoniak, E-Methanol, E-
Flüssigwasserstoff und E-Kerosin

Änderungsantrag 81

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang – Zeile 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7. Technologien zur CO2-
Abscheidung und -speicherung (CCS)

7. Technologien zur CO2-
Abscheidung und -Speicherung (CCS), 
einschließlich Technologien für die 
direkte Abscheidung und Speicherung 
aus der Umgebungsluft (DACS)

Änderungsantrag 82

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I a (neu)

Vorschlag der Kommission

Geänderter Text

Bauteile Baugruppen / Endprodukte

Permanentmagnete
Klingen
Gondelgehäuse
Getriebe
Schächte
Kraftstromerzeuger
Lager

Windturbinen



Turm
Silizium-Barren
Siliziumwafer
Solarzellen
Module
Wechselrichter
Anschlusskästen
Rahmen
Steckverbinder

Photovoltaikpaneele

Kompressor
Elektronische Steuerung
Wärmeaustauscher
Tanks und Warmwasserspeicher
Ventile
Pumpen
Ventilatoren
Rohrleitungen

Wärmepumpen

Anoden
Kathoden
Elektrolyte
Scheider (Separatoren)

Lithium-Ion-Batterietechnologien

Anoden
Kathoden
Katalysatoren
Membranen
Elektrolyte
Bipolarplatten

Elektrolyseure

Anoden
Kathoden
Elektrolyte
Katalysatoren
Bipolarplatten
Zelldichtungsmittel

Brennstoffzellen

Leiter, Masten, Isolatoren
Transformatoren
Schaltanlagen
Leistungsschalter
Kapazitätsbänke, Stromführungsbahnen

Netzttechnologien

Paneele Thermische Solarenergie



Leitungen
Tanks
Sonnenwärmekraftwerk: Spiegel, 
Linsen, Turm (für Flüssigsalz), 
Wärmetauscher, Wärmemotor
Stromgenerator
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